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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

11.11.1970 

Geschäftszahl 

0767/69 

Rechtssatz 

Die Aufwendungen eines Berufsschullehers, der an einer kaufmännischen Berufsschule Staatsbürgerkunde 
unterrichtet und diesen Gegenstand an einem Berufspädagogischen Institut zu unterrichten anstrebt (Aufstieg 
von L 2 nach L 1), für das Studium der Staatswissenschaften dienen nicht der Berufsfortbildung. Daher ist § 9 
Abs 1 EStG 1953 NICHT anzuwenden. 


